
BGB. Der Erblasser, dessen Ehe durch den Partner 
schuldhaft vernichtet worden ist, sich aber aus irgend­
welchen Gründen nicht zur Erhebung der Scheidungs­
klage entschließen will, kann den anderen durch letzt­
willige Verfügung nicht nur enterben, sondern ihm 
auch den Pflichtteil entziehen. Die bereits erwähnte 
Textausgabe des BGB, die auch § 2335 für aufgehoben 
hält, verweist hier auf § 2333. (Warum übrigens nicht 
ebensogut auf § 2334?). Aber das ist etwas völlig 
anderes. Im Falle des § 2333 BGB beruht das Erbrecht 
dessen, dem der Pflichtteil entzogen werden soll, auf 
dem bestehenden Verwandtschaftsverhältnis. Daß der 
fragliche Erbe Abkömmling des Erblassers ist — und

das ist der Grund für seine Erbenstellung —, wird auch 
durch seine Taten nicht aus der Welt geschafft. Des­
wegen können dort nur ähnlich schwere Verfehlungen 
wie die die Erbunwürdigkeit .begründenden die Pflicht­
teilsentziehung rechtfertigen. Bei dem Ehegatten da­
gegen ist der Grund für seine Stellung als gesetzlicher 
Erbe das zwischen ihm und dem anderen Gatten be­
stehende Gemeinschaftsverhältnis. Hier bedarf es zur 
Möglichkeit der Pflichtteilsentziehung nicht der für Ab­
kömmlinge und Eltern verlangten schweren Verfeh­
lungen. Hier kommen ganz andere Verfehlungen in 
Betracht, nämlich solche, die das bestehende Gemein­
schaftsverhältnis zerschlagen und vernichtet haben.

T r i b ü n e  d e s  L e s e r s

Staatsanwälte organisieren 
die gesellschaftliche Erziehung

Die Einbeziehung der Werktätigen in die Arbeit der 
Staatsanwaltschaft hat nicht nur Bedeutung für die 
Durchführung von Strafverfahren, sondern muß Inhalt 
der Entwicklung des neuen Arbeitsstils auf allen Ge­
bieten der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit sein. Es 
gibt auch im Bezirk Potsdam eine ganze Reihe von Bei­
spielen dafür, wie durch die Einbeziehung der Werk­
tätigen eine richtige Entscheidung ermöglicht wurde 
und darüber hinaus auf andere Menschen aus der Um­
gebung des Beschuldigten erzieherisch eingewirkt wer­
den konnte. Folgender Fall soll dies verdeutlichen:

Während der Tätigkeit der Brigade der Bezirksstaats­
anwaltschaft im Kreis Nauen war im Zusammenhang 
mit einer Äußerung des Beschuldigten L., die den 
Schluß zuließ, daß er evtl, die DDR illegal verlassen 
werde, zu prüfen, ob ein Haftbefehl erlassen werden 
muß. Der Beschuldigte L. war seit mehreren Jahren 
Mitglied einer LPG und arbeitete im Rinderstall. Er 
hatte nach einer Auseinandersetzung mit dem Ober­
melker diesem durch mehrere Faustschläge ins Gesicht 
eine Körperverletzung zugefügt.

Ein Mitglied der Brigade und der bearbeitende 
Staatsanwalt der Kreisstaatsanwaltschaft begaben sich 
in die LPG und führten dort Aussprachen mit dem 
Parteisekretär, dem Vorsitzenden der LPG, dem Bür­
germeister, dem Buchhalter und dem Abschnittsbevoll­
mächtigten. Schon bei diesen Aussprachen konnte fest­
gestellt werden, daß in der LPG die innergenossen­
schaftliche Demokratie wiederholt verletzt wurde und 
daß die Arbeitsmoral einiger Mitglieder, u. a. auch die 
des- geschädigten Obermelkers, sehr schlecht war. Teil­
weise war es auf die schlechte Arbeitsmoral des Ober­
melkers zurückzuführen, daß es zu der geschilderten 
Auseinandersetzung kam. In einer Parteiversammlung 
und einer LPG-Vorstandssitzung wurden die Zusam­
menhänge endgültig aufgedeckt.

Dem Beschuldigten wurde in einer Aussprache klar­
gemacht, wie unsinnig seine Absicht war, die LPG zu 
verlassen. Wegen der Verletzungen des Obermelkers 
und der Notwendigkeit der Erziehung durch die Haupt­
verhandlung wurde Anklage erhoben mit dem Ziel, 
einen öffentlichen Tadel zu beantragen. Zu der Haupt­
verhandlung wurden Zeugen geladen, die über den 
Zustand in der LPG aussagten und gleichzeitig das 
bisherige Auftreten des Beschuldigten einschätzten. 
Außerdem nahmen weitere Mitglieder der LPG als 
Zuhörer an der Hauptverhandlung teil.

Das Verfahren wurde noch am gleichen Abend in 
einer Vollversammlung der LPG ausgewertet, wobei 
es in der Diskussion weniger um die strafbare Hand­
lung des L. ging, als darum, wie eine Verbesserung 
der Arbeitsmoral und die Durchsetzung der sozialisti­
schen Arbeitsprinzipien, insbesondere des Leistungs­
prinzips, erreicht werden kann. Auf dieser Versamm­
lung traten einige LPG-Bäuerinnen mit guten Dis­
kussionsbeiträgen auf. Sie waren sehr daran inter­
essiert, das Leistungsprinzip anzuwenden und in Zu­
kunft zu verhindern, daß LPG-Bauern, teilweise auch

Vorstandsmitglieder, während der Arbeitszeit die Gast­
stätte aufsuchen. Das Ergebnis der Vollversammlung 
war, daß sich die beiden Genossenschaftsbauern, die 
nach der tätlichen Auseinandersetzung nicht mehr 
miteinander gesprochen hatten, die Hand reichten und 
seitdem gut Zusammenarbeiten. In der Folgezeit wurde 
in dieser LPG in der Hackfruchternte das Leistungs­
prinzip angewendet, und auch andere Arbeiten werden 
jetzt überwiegend nach dem Leistungsprinzip ein­
geschätzt. Bei der Jahresendabrechnung für das Jahr 
1958 erreichte die LPG einen1 realen Wert der Arbeits­
einheit von 7 DM.

Die gesellschaftliche Erziehung kann und muß aber 
auch auf den anderen Gebieten der staatsanwaltschaft­
lichen Tätigkeit in den ihnen entsprechenden Formen 
organisiert und durchgeführt werden. Hierzu zwei 
Beispiele:

Der VEB Grundstücksverwaltöng Falkensee hatte 
Mitte des Jahres 1958 erhebliche Forderungen gegen 
seine Mieter. Er erhob eine Reihe von Klagen mit 
der Absicht, nach deren Erledigung weitere Klagen zu 
erheben. Die Klagen hatten alle einen gleichlautenden 
Inhalt, nur die geforderten Beträge waren unterschied­
lich. Um eine Überbelastung des Gerichts mit derarti­
gen Klagen zu verhindern, setzte sich die Staatsan­
waltschaft teils mündlich, teils schriftlich mit der BGL 
der Betriebe, in denen die Mietschuldner arbeiteten, in 
Verbindung und bat darum, mit dem betreffenden Kol­
legen im Kollektiv eine Aussprache über diese Ange­
legenheit zu führen. Fast alle Betriebsgewerkschafts­
leitungen taten dies; sie machten den Mietschuldnern 
klar, daß es schlecht ist, wenn sie ihren Verpflichtun­
gen dem Volkseigentum gegenüber nicht nachkommen, 
auf der anderen Seite aber die Durchführung von Repa­
raturen und Renovierungsarbeiten fordern und auch 
erhalten. Nach diesen Aussprachen erschienen diejeni­
gen Mietschuldner, mit denen man im Betrieb gespro­
chen hatte, bei dem VEB Grundstücksverwaltung und 
trafen dort Vereinbarungen über die Zahlung der 
Mietrückstände.

In der Allgemeinen Aufsicht gab der Staatsanwalt 
des Kreises Nauen ein gutes Beispiel. Er beschäftigte 
sich mit den Ursachen für den hohen Prozentsatz der 
Ferkelverluste in seinem Kreis. Nachdem er in einem 
Volkseigenen Gut und einigen LPG Untersuchungen 
angestellt hatte, setzte er sich mit der Abteilung Land­
wirtschaft, der Ständigen- Kommission für Landwirt­
schaft, mit ihrem Aktiv, dem LPG-Beirat des Kreises 
und den Tierärzten des Kreisgebietes zusammen und 
beriet, welche Maßnahmen notwendig sind, um den 
schlechten Zustand auf diesem Gebiet zu verändern.

Bei diesen Beratungen unterbreiteten die Teilnehmer 
eine Reihe wertvoller Vorschläge, die von der Abtei­
lung Landwirtschaft und der Ständigen Kommission 
für Landwirtschaft zu einer Vorlage für den Rat des 
Kreises verarbeitet wurden, die dieser an den Kreis­
tag weiterleiten soll. Die an der Vorbereitung der Vor­
lage beteiligten Bürger erhielten auf diese Weise 
Anregungen dafür, wie sie mitarbeiten können, um 
Hemmnisse, Fehler und Mängel auf diesem Gebiet zu 
überwinden.
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